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1. Was heißt »Postdemokratie«?

Die Demokratie befindet si zu Beginn des 21. Jahrhunderts in einer höst

paradoxen Situation. So könnte man sagen, sie sei – weltgesitli

betratet – an einem Höhepunkt angelangt. In den letzten 25 Jahren

übernahmen Spanien und Portugal, dann – im Zuge einer äußerst

dramatisen Transformation – große Teile des früheren Sowjetimperiums,

Südafrika, Südkorea sowie eine Reihe weiterer Staaten im Fernen Osten,

sließli einige Länder Lateinamerikas zumindest ihr entseidendes

formales Merkmal: (halbwegs) freie und faire Wahlen. Mehr Nationalstaaten

als jemals zuvor praktizieren heute demokratise Verfahren. Na den

Ergebnissen einer Studie Philippe Smiers zur globalen Demokratie ist die

Anzahl der Länder, in denen einigermaßen freie Wahlen abgehalten werden,

von 147 im Jahr 1988 (am Vorabend des Zusammenbrus des Ostblos) auf

164 im Jahr 1995 und auf 191 im Jahr 1999 gestiegen (Smier, private

Mieilung, Oktober 2002; vgl. au Smier/Brouwer 1999). Legt man eine

etwas strengere Definition umfassender und freier Wahlen zugrunde, sind

die Ergebnisse etwas weniger eindeutig: Einem realen Rügang von 65 auf

43 in den Jahren 1988 bis 1995 steht ein Anstieg auf 88 im Jahr 1999

gegenüber.

Wenn man heute allerdings auf die gewasenen Demokratien

Westeuropas, Japans, der Vereinigten Staaten und anderer Teile der

industrialisierten Welt differenziertere Indikatoren für die Gesundheit des

politisen Systems anwendet, will kein großer Optimismus mehr

auommen. Ein Bli auf die amerikanisen Präsidentsaswahlen im

Jahr 2000 genügt, sließli liegen inzwisen beinahe unwiderlegbare

Beweise dafür vor, daß die Ergebnisse in Florida swerwiegend manipuliert

wurden; und das Resultat in diesem Staat war entseidend für den Sieg von

George W. Bush, dessen Bruder John Ellis – oder kurz: Jeb – in diesem

Bundesstaat das Gouverneursamt innehat. Abgesehen von einigen



Afroamerikanern, die gegen diese Vorgänge demonstrierten, hielt si die

Entrüstung über die Verfälsung des demokratisen Verfahrens allerdings

in Grenzen. Offensitli kam es den meisten Mensen vor allem darauf

an, überhaupt zu irgendeinem Ergebnis zu kommen, um das Vertrauen der

Aktienmärkte wiederherzustellen; dies war witiger, als zu ermieln, wie

die Mehrheit der Amerikaner denn nun entsieden hae.

Man kann diese Anekdote mit den Ergebnissen systematiser Studien

untermauern: In einem Berit aus dem Jahr 2000 kommt die Trilaterale

Kommission – ein elitärer Zirkel horangiger Persönlikeiten aus

Westeuropa, Japan und den USA – zu dem Ergebnis, daß es mit der

Demokratie in diesen Ländern nit gerade zum Besten steht (Pharr/Putnam

2000). Die Autoren besrieben das Problem in erster Linie als einen Verfall

der Handlungsfähigkeit der Politiker, da ihre Legitimation zunehmend in

Zweifel gezogen werde. Aus dieser eher auf die politisen Eliten bezogenen

Perspektive erkannten die Verfasser der Studie nit, daß es au für die

Öffentlikeit ein Problem darstellen könnte, Politiker zu haben, denen man

nit mehr wirkli vertraut; do davon einmal abgesehen, sind die

Slußfolgerungen allemal beunruhigend. Natürli kann man, und Pharr,

Putnam und Dalton (2000) hoben das au hervor, die wasende öffentlie

Unzufriedenheit gegenüber der Politik und den Politikern als einen Beweis

für die Gesundheit der Demokratie deuten: Politis reife und ansprusvolle

Bürger erwarten von ihren Führern mehr als die devoteren Untertanen

früherer Generationen. I werde auf diesen witigen Einwand

zurükommen.

Die Demokratie kann nur dann gedeihen, wenn die Masse der normalen

Bürger wirkli die Gelegenheit hat, si dur Diskussionen und im

Rahmen unabhängiger Organisationen aktiv an der Gestaltung des

öffentlien Lebens zu beteiligen – und wenn sie diese Gelegenheiten au

aktiv nutzt. Dieses Ideal basiert auf ansprusvollen Vorannahmen: Es setzt

voraus, daß si eine sehr große Zahl von Mensen lebha an ernsthaen

politisen Debaen und an der Gestaltung der politisen Agenda beteiligt

und nit allein passiv auf Meinungsumfragen antwortet; daß diese

Mensen ein gewisses Maß an politisem Saverstand mitbringen und sie



si mit den daraus folgenden politisen Ereignissen und Problemen

besäigen.

Vielleit wird dieses idealtypise Modell niemals vollständig

verwirklit werden, do wie alle utopisen Ideale gibt es uns zumindest

einen witigen Maßstab an die Hand. Au in unserem Kontext ist es

äußerst witig und hilfrei, die Frage zu stellen, wie unser Handeln si zu

einem bestimmten Ideal verhält, denn nur dadur haben wir die

Möglikeit, in Zukun besser zu handeln. Es ist ganz entseidend, daß wir

so au an das ema Demokratie herangehen; diese Methode ist der

wesentli verbreiteteren, bei der die Kriterien des Ideals so weit

heruntergesraubt werden, bis wir sie ohne größere Anstrengungen

erreien können, eindeutig überlegen. Geht man den anderen, einfaeren

Weg, drohen Selbstzufriedenheit und Selbstgefälligkeit, und wir laufen

Gefahr, blind zu werden für die Probleme, die unsere Demokratien heute

bedrohen.

Man fühlt si hier an die Beiträge US-amerikaniser

Politikwissensaler aus den fünfziger und frühen seziger Jahren

erinnert, die lieber ihre Definition der Demokratie an die politise Realität

der USA und Großbritanniens anpaßten, als einzusehen, daß mit den

politisen Ordnungen dieser Länder irgend etwas nit in Ordnung sein

könnte (vgl. etwa Almond/ Verba 1963). Dieses Vorgehen entspra eher der

Ideologie des kalten Kriegs als den methodisen Standards

wissensalier Analysen. Allerdings gehen in der Gegenwart viele

Autoren ganz ähnli vor. Demokratie wird – wiederum unter dem Einfluß

der USA – zunehmend als liberale Demokratie definiert: eine historis

kontingente Form, kein normativ wünsenswerter Zustand (vgl. dazu die

kritisen Darstellungen bei Dahl 1989 und Smier 2002). Bei diesem

Konzept der Demokratie stehen folgende Aspekte im Vordergrund: die

Wahlbeteiligung als witigster Modus der Partizipation der Massen, große

Spielräume für Lobbyisten – wobei darunter vor allem die Lobbys der

Wirtsa verstanden werden – und eine Form der Politik, die auf

Interventionen in die kapitalistise Ökonomie möglist weitgehend

verzitet. Für die wirklie, umfassende Beteiligung der Bürger und die



Rolle von Organisationen außerhalb des Wirtsassektors interessieren si

die Befürworter dieses Modells allenfalls am Rande.

Die relativ niedrigen Anforderungen, die im Rahmen des liberalen

Demokratieverständnisses an das Funktionieren des politisen Systems

gestellt werden, führen zu einer Zufriedenheit, die uns blind maen kann

für ein neuartiges Phänomen, das i als »Postdemokratie« bezeinen

möte. Der Begriff bezeinet ein Gemeinwesen, in dem zwar na wie vor

Wahlen abgehalten werden, Wahlen, die sogar dazu führen, daß Regierungen

ihren Absied nehmen müssen, in dem allerdings konkurrierende Teams

professioneller PR-Experten die öffentlie Debae während der Wahlkämpfe

so stark kontrollieren, daß sie zu einem reinen Spektakel verkommt, bei dem

man nur über eine Reihe von Problemen diskutiert, die die Experten zuvor

ausgewählt haben. Die Mehrheit der Bürger spielt dabei eine passive,

sweigende, ja sogar apathise Rolle, sie reagieren nur auf die Signale, die

man ihnen gibt. Im Saen dieser politisen Inszenierung wird die reale

Politik hinter verslossenen Türen gemat: von gewählten Regierungen

und Eliten, die vor allem die Interessen der Wirtsa vertreten. Genau wie

das maximalistise Ideal ist au dieses Modell eine Übertreibung. Man

kann in der gegenwärtigen politisen Landsa allerdings so viele seiner

Elemente ausmaen, daß es si lohnt zu untersuen, wo wir heute auf

dem Kontinuum zwisen den Polen stehen und in wele Ritung si die

Politik entwielt. I bin davon überzeugt, daß wir uns dem

postdemokratisen Pol immer mehr annähern.

Falls diese Beobatung zutrifft, werden jene Faktoren, die i im

folgenden als Ursaen dieser Veränderung diskutieren werde, uns

möglierweise au dabei helfen, etwas zu erklären, das für

Sozialdemokraten und alle anderen Mensen, die an das Ideal der

politisen Gleiheit glauben, von großem Interesse ist; für sie ist dieses

Bu in erster Linie gedat. In einer Postdemokratie, in der immer mehr

Mat an die Lobbyisten der Wirtsa übergeht, stehen die Chancen

slet für egalitäre politise Projekte zur Umverteilung von Wohlstand

und Mat sowie die Eindämmung des Einflusses mätiger

Interessengruppen.



Mir ist aber ein weiterer Punkt witig: Wenn si die Politik tatsäli

in Ritung der Postdemokratie bewegt, dann könnte die Linke Zeuge einer

grundlegenden Veränderung werden, im Zuge derer viele Errungensaen

des 20. Jahrhunderts rügängig gemat werden könnten. In diesem

Jahrhundert haben Linke auf der ganzen Welt – zum Teil friedli und

Sri für Sri, zum Teil aber au im Angesit von Gewalt und

Repression – dafür gekämp, den normalen Mensen auf der politisen

Bühne Gehör zu versaffen. Werden diese Stimmen nun wieder aus der

öffentlien Arena verdrängt, da die ökonomisen Eliten ihre

Einflußmöglikeiten weiterhin nutzen, während diejenigen des demos

geswät werden? Das hieße nit, daß wir wieder dort stünden, wo wir

am Anfang des 20. Jahrhunderts angefangen haben; au wenn wir uns in

diese Ritung bewegen mögen, befinden wir uns sließli an einem ganz

anderen Punkt der historisen Entwilung und wir tragen die Erbsa

der jüngsten Vergangenheit mit uns herum. Ein geeignetes Bild für die

Gesite der Demokratie seint mir vielmehr die geometrise Form der

Parabel zu sein: Skizziert man eine Parabel in einem Koordinatensystem, in

dem die x-Ase den Zeitverlauf darstellt, so wird der Sti diese Ase

zweimal berühren: einmal auf dem Weg hin zum Seitel, ein zweites Mal

auf dem Weg vom Seitelpunkt weg. Dieses Bild ist für vieles, was i über

die komplexen Charakteristika der Postdemokratie zu sagen habe, relevant.

I habe bereits an anderen Stellen über die »Parabel des politisen

Einflusses der Arbeiterklasse« gesrieben und mi dort zumeist auf die

Erfahrungen der englisen Arbeiterbewegung konzentriert (Crou 1999b).

I hae dabei die Karriere dieser Klasse im 20. Jahrhundert vor Augen: die

Karriere einer zunäst swaen, ausgegrenzten Bewegung, der si

jedo immer mehr Mensen anslossen, die immer stärker wurde, bis sie

endli laut und deutli an die Türen der politisen Arena pote; dann

die kurze Zeit im Zentrum der Mat, das Zeitalter des Wohlfahrtsstaates,

der keynesianistisen Nafragepolitik und der institutionalisierten

industriellen Beziehungen zwisen Gewerksaen und Arbeitgebern; und

sließli ihr Niedergang, der zunehmende Zerfall ihrer Organisationen

und ihre Marginalisierung in einer Zeit, in der sie zusammen mit den



Errungensaen der Jahrhundertmie über Bord geworfen wird. Am

deutlisten kann man diese parabelförmige Entwilung in Großbritannien

verfolgen, außerdem vielleit au in Australien: In beiden Ländern nahm

der politise Einfluß der Arbeiterklasse stetig und in fast allen Bereien

des politisen Lebens zu; dana erlebte sie einen besonders steilen Absturz.

In anderen Ländern – vor allem den skandinavisen –, die ebenfalls einen

stetigen, breit verankerten Aufstieg erlebt haen, war der Niedergang

saner. Die Errungensaen der nordamerikanisen Arbeiter fallen im

Verglei zwar viel beseidener aus, der Abstieg ist nun allerdings no viel

dramatiser. Mit einigen Ausnahmen (z. B. in den Niederlanden und der

Sweiz) war die erste Phase der historisen Entwilung in den meisten

Ländern Westeuropas und in Japan weselhaer und stärker von

gewalätigen Episoden gekennzeinet. Die Länder Miel- und Osteuropas

haben eine ganz andere Gesite durlaufen, die geprägt ist von der

verzerrten und korrumpierten Form, die den Organisationen der

Arbeiterbewegung dort na dem Sieg des Kommunismus aufgenötigt wurde.

Der Niedergang der traditionellen Klasse der (Industrie-)Arbeiter ist

jedo nur ein Aspekt (wennglei ein sehr witiger) der parabelförmigen

Lebenskurve der Demokratie. Die beiden Phänomene, die Krise des

egalitären, an politiser und ökonomiser Gleiheit ausgeriteten

Projekts und der Substanzverlust der Demokratie, sind nit

notwendigerweise ein und dasselbe. Aus der Perspektive der Egalitaristen

könnte man behaupten, daß es nit darauf ankommt, ob eine Regierung die

demokratisen Verfahren manipuliert, solange sie den Reitum und die

Mat in der Gesellsa gleimäßiger verteilt. Konservative Demokraten

werden darauf hinweisen, daß ein höheres Niveau in öffentlien

Diskussionen nit unbedingt zu einer gereteren Politik führen muß. Do

an einer Reihe ganz entseidender Punkte berühren si diese Probleme,

und es sind gerade diese Punkte, auf die i mi in diesem Bu

konzentrieren möte. Dabei kommt es mir vor allem auf eine ese an:

Während die demokratisen Institutionen formal weiterhin vollkommen

intakt sind (und heute sogar in vielerlei Hinsit weiter ausgebaut werden),

entwieln si politise Verfahren und die Regierungen zunehmend in eine



Ritung zurü, die typis war für vordemokratise Zeiten: Der Einfluß

privilegierter Eliten nimmt zu, in der Folge ist das egalitäre Projekt

zunehmend mit der eigenen Ohnmat konfrontiert. Eine Implikation dieser

ese ist es, daß es zu kurz grei, wenn man die Krise der Demokratie allein

auf die Massenmedien und die wasende Bedeutung von PR-Profis und spin

doctors zurüführt. Damit vernalässigt man einige tiefer greifende

Prozesse, die si in der Gegenwart vollziehen.

Der Augenbli der Demokratie

Meinem idealtypisen Modell der Demokratie am nästen kommen

Gesellsaen vermutli in den ersten Jahren na ihrer Einführung oder

na tiefen politisen Krisen, Zeiten, in denen der Enthusiasmus für dieses

politise System weitverbreitet ist; in denen si gewöhnlie Mensen in

vielen Gruppen und Organisationen an der Gestaltung einer politisen

Agenda beteiligen, die wirkli ihren Interessen entsprit; in Phasen, in

denen jene mätigen Interessengruppen, die in undemokratisen

Gesellsaen das Gesehen bestimmen, auf dem falsen Fuß erwist und

in die Defensive gedrängt werden; und in Zeiten, in denen si das politise

System no nit ritig auf die neuen Forderungen eingestellt hat und

nit weiß, wie man diese manipulieren kann. Populäre politise

Bewegungen und Parteien können duraus von arismatisen,

dursetzungsfähigen Persönlikeiten dominiert werden, deren Stil selbst

wiederum alles andere als demokratis ist. Do diese sind zumindest dem

vitalen, aktiven Dru einer Massenbewegung ausgesetzt, die selbst

wiederum für einen Teil der Hoffnungen der Mensen steht.

In Nordamerika und in den meisten Staaten Westeuropas erlebten wir

diesen Augenbli der Demokratie ungefähr in der Mie des 20.

Jahrhunderts; kurz vor dem Zweiten Weltkrieg in Nordamerika und

Skandinavien; kurz dana in einer Reihe weiterer Länder. Damals waren

nit nur zwei große, antidemokratise Bewegungen – der Fasismus und

der Nationalsozialismus – besiegt, politise Prozesse waren überdies



eingebeet in eine dynamise wirtsalie Entwilung, die die

Verwirkliung vieler demokratiser Ziele ermöglite. Zum ersten Mal in

der Gesite des Kapitalismus ging man davon aus, daß die Ökonomie nur

gedeihen könne, wenn es au der Masse der abhängig Besäigten

einigermaßen gut ginge. Diese Überzeugung stand nit nur hinter den

wirtsaspolitisen Maßnahmen, die man mit John Maynard Keynes

verbindet, sondern au in der Logik des Zyklus von Massenproduktion und

-konsum, die in den sogenannten »fordistisen« Produktionsmethoden zum

Ausdru kam. In denjenigen Industriegesellsaen, die nit

kommunistis wurden, gelang es, einen sozialen Kompromiß zwisen den

Interessen der kapitalistisen Wirtsa und denen der arbeitenden

Bevölkerung herzustellen. Im Austaus für den Fortbestand des

Kapitalismus und das Abflauen des Protestes gegen die Ungleiheiten, die

dieses System hervorbrate, nahmen die ökonomisen Eliten

Besränkungen ihrer Mat in Kauf. Im Rahmen des Nationalstaats war

die politise Steuerungskapazität überdies derart gebündelt, daß die

Regierungen in der Lage waren, diese Besränkungen au zu verteidigen,

da die Unternehmen weitgehend nationalen Autoritäten unterstanden.

Dieses Entwilungsmuster läßt si in seiner idealtypisen Form in

Skandinavien, den Niederlanden und im Vereinigten Königrei erkennen.

Andernorts gab es wesentlie Abweiungen. Obwohl die US-Regierung in

den dreißiger Jahren – zeitglei zu Ländern wie Sweden oder Norwegen –

witige wohlfahrtsstaatlie Reformen begonnen hae, führte die Swäe

der amerikanisen Arbeiterbewegung bereits in den fünfziger Jahren zu

einer allmählien Erosion dieser Errungensaen und der

institutionalisierten Beziehungen zwisen Kapital und Arbeit, obwohl das

Land im großen und ganzen bis in die atziger Jahre hinein der

keynesianisen Wirtsaspolitik treu blieb; im Zyklus von

Massenproduktion und -konsum reproduzierte die US-Ökonomie dabei

permanent die Grundlagen der Demokratie. In der Bundesrepublik

Deutsland dagegen slug man erst in den späten seziger Jahren den

Weg der keynesianisen Nafragesteuerung ein, das Land verfügte jedo

über sehr stabile Institutionen im Berei der industriellen Beziehungen und



sließli au über einen starken Wohlfahrtsstaat. In Frankrei und

Italien folgte die historise Entwilung einem weniger klaren Muster. Dort

kam es zu einer diffusen Kombination: Auf der einen Seite mate man

Zugeständnisse gegenüber den Forderungen der Arbeiterklasse, um die

Araktivität des Kommunismus zu reduzieren; gleizeitig wurde jede

direkte Vertretung der Interessen der Arbeiter abgelehnt, nit zuletzt, da

diese vorwiegend von kommunistisen Parteien und Gewerksaen

repräsentiert wurden. Spanien und Portugal traten erst in den siebziger

Jahren in das demokratise Zeitalter ein – just in dem Moment also, in dem

die Rahmenbedingungen, die das Modell der Nakriegszeit mögli

gemat haen, si grundlegend veränderten; in Grieenland wurde die

demokratise Entwilung sließli dur den Bürgerkrieg und eine

jahrelange Militärdiktatur unterbroen.

Das hohe Niveau der politisen Beteiligung in den späten vierziger und

frühen fünfziger Jahren verdankt si zum Teil au der Tatsae, daß na

dem Krieg der Wiederaufbau die witigste Aufgabe darstellte. In einigen

Ländern ging dieses politise Engagement auf die Zeit des Zweiten

Weltkriegs zurü, als gesellsalie Angelegenheiten verstärkt von der

öffentlien Hand gesteuert wurden. Vor diesem Hintergrund mußte man

bereits damals davon ausgehen, daß si dieses Niveau der demokratisen

Aktivität nit über viele Jahre hinweg aufreterhalten lassen würde. Die

Eliten lernten ret bald, wie man die Mensen au unter den veränderten

Bedingungen steuern und manipulieren konnte. Die Bürger wiederum

verloren ihre Illusionen, sie waren zunehmend gelangweilt oder immer

stärker mit den Problemen des Alltags besäigt. Na den großen Erfolgen

der politisen Reformen am Anfang dieser Phase waren die Probleme nun

wesentli komplexer, es wurde immer swieriger, informierte Positionen

einzunehmen, intelligente Kommentare abzugeben oder überhaupt zu

wissen, auf weler »Seite« man eigentli stand. Die Mitarbeit in

politisen Organisationen ging so gut wie überall zurü, zuletzt war die

politise Apathie so groß, daß viele Mensen nit einmal mehr zur Wahl

gingen. Unabhängig von dieser Veränderung blieben die grundlegenden

demokratisen Imperative einer Ökonomie, die von dem – dur öffentlie


